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Volker Teichert/Hans G. Nutzinger

Die Industriegesellschaft
in der Umweltkrise

"Schmeicheln wir uns indes nicht zu
sehr mit unsern menschlichen Sie­
gen über die Natur. Für jeden sol­
chen Sieg rächt sie sich an uns. Je­
der hat in erster Linie zwar die Fol­
gen, auf die wir gerechnet, aber in
zweiter und dritter Linie hat er ganz
andre, unvorhergesehene Wirkun­
gen, die nur zu oft jene ersten Folgen
wieder aufheben. Die Leute, die in
Mesopotamien, Griechenland, Klein­
asien und anderswo die Wälder aus­
rotteten, um urbares Land zu gewin­
nen, träumten nicht, daß sie damit
den Grund zur jetzigen Verödung je­
ner Länder legten, indem sie ihnen
mit den Wäldern die Ansammlungs­
zentren und Behälter der Feuchtig­
keit entzogen. "1)

Die TextsteIle von Friedrich Engels
(1820-1895) zeigt eindrucksvoll,
daß die Menschheit schon in frü-

heren Gesellschaftsformationen Raubbau
an ihren Naturschätzen betrieben hat und
daß diese Tatsache bereits zu Beginn der
Industrialisierung bekannt war; im Unter­
schied zu damals tritt aber heutzutage als
Folge dieser Industrialisierung die Um­
welt- und Naturzerstörung weitaus drasti­
scher auf.

Fast täglich können wir Meldungen über
Umweltkatastrophen in den Medien hö­
ren: so z.B. über die Verseuchung des
Bodens mit Arsen, über den Smogalarm
im Ruhrgebiet, über die Nachwirkungen
der Giftgaskatastrophe im indischen Bho­
pal, Diese Art von Berichterstattung birgt
allerdings die Gefahr, daß wir uns noch
stärker als bisher allmählich an derartige
Sensationsmeldungen gewöhnen, sie für
"normal" halten. Obwohl bereits Ende
der 70er Jahre anerkannte Wissenschaft­
ler (z.B. im Club of Rome) auf die ökologi­
schen Gefahren durch die Ausbeutung
der natürlichen Rohstoffreserven, die
Umweltverschmutzung und die Nah­
rungsmittelknappheit in den Entwick­
lungsländern hingewiesen haben (vgl.
Meadows 1972), sind national wie auch
international umweltpolitische Konse­
quenzen zunächst einmal unterblieben.

Die staatliche Umweltpolitik
in der Bundesrepublik

In der Bundesrepublik wurde erstmals
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nach der Wahl der sozialliberalen Koali­
tion von 1969 im Oktober 1971 ein "Um­
weltprogramm der Bundesregierung"
vorgelegt, dessen Leitlinien noch heute
gültig sind. Trotz der hohen Priorität, die
dem Umweltschutz damals offiziell zuge­
wiesen wurde, wurden in der ersten Le­
gislaturperiode nur wenige umweltpoliti­
sche Initiativen verwirklicht. Eine Ursache
dafür ist, daß Umweltpolitik in viele Teil­
bereiche untergliedert ist; sie wird so zu
einem "Querschnittsressort" , das ver­
schiedene Ministerien betrifft, so daß es
nicht selten zu Kompetenzstreitigkeiten
kommt. In der zweiten Legislaturperiode
wurden dann das Abfallbeseitigungsge­
setz (1972), das DDT-Gesetz (1972) und
das Bundesimmisionsgesetz (1974) ver­
abschiedet. Seit 1975 wurden schließlich
nur noch geringe Erfolge erzielt, denn
zahlreiche Vorlagen wurden im Gesetz­
gebungsprozeß abgeschwächt oder ver­
wässert. Insgesamt ist eine "Politik der
kleinen Schritte" betrieben worden. Die­
se umweltpolitische Linie wird seit dem
politischen Wechsel in Bonn anschei­
nend fortgeführt. Jüngstes Beispiel hier­
für ist die auf europäischer Ebene er­
reichte Entscheidung, nach der erst bis
1994 für alle Neuwagen leicht verschärfte
Abgasnormen eingeführt werden. Die
jetzt geltenden Umrüstungstermine kom­
men für den immer schneller sterbenden
Wald wahrscheinlich zu spät.

Obwohl ohne Zweifel seit der Verab­
schiedung des Umweltprogramms 1971
auf gewissen Gebieten, z.B. bei der Ab­
fallbeseitigung und bei der Lärmbelästi­
gung, einige Teilerfolge erzielt wurden,
hat sich die Gesamtbelastung der Umwelt
ständig fortgesetzt. Ein paar Zahlen für
die Bundesrepublik Deutschland sollen
dies unterstreichen:

• Schon 11,8% der gesamten Fläche
der Bundesrepublik sind überbaut.

• Jährlich gehen 3,6 Millionen Tonnen
Schwefeldioxid und 3 Millionen Ton­
nen Stickoxide nieder.

• 50% des Waldbestandes sind unheil­
bar krank, und schon mehr als 8% der
landwirtschaftlichen Fläche gelten als
vergiftet.

• Es gibt schätzungsweise 50.000 wilde
Müllkippen, von denen niemand ge­
nau weiß, wo sie liegen und was dort
gelagert ist.

• Pro Jahr fallen ca. 27 Millionen Ton­
nen Sonderabfälle an, die weder
durch Verbrennen noch durch Abla­
gern "schadlos" beseitigt werden
können.

• Von den 238 Vogelarten, die in der
Bundesrepublik brüten, sind jetzt 30
kurz vor dem Aussterben.

• Für ein Drittel unserer Fischarten gibt
es kaum mehr f-kJffnung auf Überle­
ben.

Diese wenig positive Umweltbilanz hat
vor allem die Ursache, daß nach wie vor
Ökonomie eindeutig Vorrang vor der
Ökologie hat: Bei wichtigen Investitions­
entscheidungen wird bewußt zugunsten
von (existierenden) Arbeitsplätzen ent­
schieden, ohne die möglichen Umwelt­
gefahren (oder auch alternative Arbeits­
plätze in umweltfreundlichen Bereichen)
mit zu berücksichtigen. Angesichts stei­
gender Arbeitslosenzahlen wurde Um­
weltschutz mit der Vernichtung von Ar­
beitsplätzen gleichgesetzt. Diese "Jobkil­
ler-Hypothese" führte immerhin zu einer
Reihe von empirischen Untersuchungen
seit der zweiten Hälfte der 70er Jahre, in
denen mit unterschiedlichen Methoden
die Beschäftigungswirkungen staatlicher
und privatwirtschaftlicher Umweltschutz­
ausgaben oder das Arbeitsplatzpotential
vorhandener Umweltschutzindustrien un­
tersucht wurden. All diese Studien kamen
zu positiven Beschäftigungswirkungen
des Umweltschutzes im Umfang von
100.000 bis 350.000 Arbeitsplätzen. Die
Umweltschutzaufwendungen des Staates
und der Industrie betrugen zwischen
1977 und 1981 durchschnittlich 16,5 Mil­
liarden DM pro Jahr, also etwa 1,4% des
Bruttosozialprodukts. In anderen Indu­
strienationen sind die Aufwendungen für
Umweltschutzmaßnahmen um einiges
höher: In den Vereinigten Staaten liegt
der Anteil bei 2,5%, in Japan ist er sogar
noch höher (vgl. Wicke 1982, S. 272).
Den Ausgaben stehen nach Schätzungen
der OECD (Organization for Economic
Cooperation and Development) Wertver­
luste durch Umweltschäden zwischen 3
und 5% des Bruttosozialprodukts gegen­
über; für die Bundesrepublik ist dies etwa
das Zwei- bis Vierfache der Ausgaben für
Umweltschutzmaßnahmen. Dies deutet
auf ein günstiges Kosten-Nutzen-Verhält­
nis hin, wenn man einen wirkungsvollen
Einsatz dieser "nachsorgenden Umwelt­
politik" unterstellt.
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Die Grenzen traditioneller
kompensatorischer Umweltpolitik

Die marktwirtschaftliche Anpassung an
Erfordernisse des Umweltschutzes, näm­
lich der Aufbau einer zusätzlichen nach­
sorgenden Umweltschutzindustrie, die
entsprechende Ausgleichsleistungen an­
bietet, ist angesichts des Ausmaßes ein­
getretener Umweltschäden kurzfristig
durchaus notwendig, kann aber das Pro­
blem eines "ökologischen Umgangs"
von Mensch und Gesellschaft mit ihrer
natürlichen Umwelt letztlich nicht lösen.
Dies gilt vor allem aus folgenden Grün­
den:

• Die Schädigung von Natur und Um­
welt durch wirtschaftliche Tätigkeiten
kann, wie z.B. beim Aussterben von
Tier- und Pflanzenarten oder der Ver­
karstung von Landstrichen, irreversi­
bel sein. Es lassen sich also nicht alle
vom Menschen verursachten Umwelt­
schäden nachträglich beheben.

• Soweit eine nachträgliche Schadens­
beseitigung doch noch möglich ist,
wird diese immer aufwendiger, weil
die Beseitigungskosten rascher stei­
gen als das Niveau der Umweltbela­
stung. Nachsorgender Umweltschutz
wird also immer weniger finanzierbar.
Dies führt häufig dazu, daß man sich
auf einen Ausgleich der sozusagen
gröbsten Schäden beschränkt und­
nicht zuletzt aus Kostengründen ­
die Umwelt selbst dort nicht vollstän­
dig wiederherstellt, wo dies technisch
noch einigermaßen möglich wäre. Da­
mit entstehen langfristige Hypothe­
ken, die durchaus mit der Ausbeutung
nicht regenerierbarer Ressourcen zu
Lasten künftiger Generationen ver­
gleichbar sind.

• Die nachsorgende, kompensatorische
Umweltpolitik wird häufig damit be­
gründet, nur aus einem rasch wach­
senden Sozialprodukt könnten ohne
große soziale Konflikte die Mittel ab­
gezweigt werden, die für den Umwelt­
schutz erforderlich sind. Diesem Ar­
gument steht entgegen, daß bei gege­
benem Stand der Technik die Umwelt­
belastung schneller steigt als das So­
zialprodukt, und diesem überpropor­
tionalen Wachstum von Umweltschä­
den auf der Entstehungsseite entspre­
chen nochmals überproportional
wachsende Kosten der Schadensbe­
kämpfung. Der negative Gesamteffekt
einer forcierten Wachstumspolitik wür­
de also sowohl von der Entstehungs­
aIs auch von der Verwendungsseite
des Bruttosozialprodukts her weit
überproportional zunehmen; die
Schadensbeseitigung wäre also, so­
weit überhaupt technisch möglich,
auch bald nicht mehr aus einem wach-
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senden Sozialprodukt zu finanzieren.

Aus diesen Überlegungen folgt natürlich
auch, daß die positiven Beschäftigungs­
wirkungen nachsorgender Umwelt­
schutzpolitik relativ engen Grenzen un­
terliegen. Langfristig erfolgversprechen­
der ist allerdings die Entwicklung inte­
grierter Produktionskreisläufe, welche
den Schadstoffanfall und die damit ein­
hergehende Umweltbelastung soweit als
möglich von vornherein vermeiden.

Langfristig kann eine Volkswirtschaft nie
davon profitieren, daß sie ihre natürlichen
Lebensgrundlagen untergräbt. Für die
praktische Wirtschaftspolitik sind hinge­
gen kurz- und mittelfristige Anpassungs­
probleme auf dem Wege zu einer ökolo­
gisch verträglichen Langfriststrategie kei­
neswegs irrelevant: Umstrukturierungen
der Industrie in Richtung auf geringeren
Energie- und Rohstoffverbrauch und ge­
ringere Umweltbelastung sind mit kurzfri­
stigen Arbeitsplatzverlusten und vermin­
derten Absatzchancen, d.h. für alle Betei­
ligten schmerzhaften Anpassungspro­
zessen, verbunden. Auch die Beseiti­
gung der in der Vergangenheit angehäuf­
ten "Altlasten", darf nicht unterschätzt
werden. Gleichwohl sollen hier prakti­
sche Umsetzungsstrategien nicht disku­
tiert werden, sondern vielmehr die Kon­
sequenzen einer langfristigen, grund­
sätzlichen Sichtweise betrachtet werden:
Weil eben langfristig eine Volkswirtschaft
nicht durch die Zerstörung ihrer Lebens­
grundlagen reicher werden kann, löst
sich der häufig behauptete Gegensatz
zwischen Ökonomie und Ökologie letzt­
lich auf. Die Bedeutung dieser Sichtweise
zeigt sich besonders deutlich, wenn wir
die Wirtschaftsentwicklung nach dem
Zweiten Weltkrieg in ökologischer Per­
spektive betrachten.

Die ökologische Antwort darauf sagt fol­
gendes: Die damalige Lösung des Be­
schäftigungsproblems bestand in der
Umsetzung und Eingliederung von Ar­
beitslosen in neue Beschäftigungsberei­
che. Mehr und neue Güter wurden her­
gestellt, begünstigt durch einen erhebli­
chen Nachholbedarf nach dem Kriege.
Anders ausgedrückt: Natürliche und häu­
fig nicht erneuerbare Ressourcen wurden
in energieintensive und umweltbelasten­
de Güter transformiert. Das Beschäfti­
gungsproblem wurde sozusagen auf dem
Rücken der Natur einer Lösung zuge­
führt. Bildlich gesprochen kann man sa­
gen: Man hat in dieser Zeit die Rechnung
ohne den Wirt gemacht, und die ausge­
beutete Natur präsentiert uns heute die
Rechnung, deren sichtbarster Ausdruck
das rasch fortschreitende Waldsterben
ist. Deswegen steht uns heute der Weg
einer forcierten Wachstumspolitik nach
dem Muster der 50er Jahre nicht mehr of­
fen. Selbst wenn sie kurzfristig möglich

BASISARTIKEL

wäre, würde uns diese erneute Ausbeu­
tung der Natur durch Produktion zusätzli­
cher und neuer Güter nur in die nächste
Umweltkrise führen; dies auch deswe­
gen, weil durch die Produktion von Gü­
tern nicht nur Umwelt und natürliche Res­
sourcen belastet, sondern auch noch die
"Entsorgung" der mit diesen Produkten
einhergehenden Abfälle notwendig wür­
de.

Die Natur in der ökonomischen
Theorie

Die noch immer öffentlich propagierte na­
turzerstörende Wachstumspolitik basiert
nicht nur auf wirtschaftlichen Interessen,
sondern auch auf einer unzureichenden
Berücksichtigung der Naturproblematik in
der ökonomischen Theorie. Bei aller Ver­
schiedenheit in vielen zentralen Fragen
sind sich nämlich die herrschenden Rich­
tungen ökonomischen Denkens (Neo­
klassik, (Post-)Keynesianismus und
(Neo-)Marxismus) in einem Punkt sehr
ähnlich: Der ökonomische Prozeß wird
nicht systematisch als stoffliche Aus­
tauschbeziehung zwischen Mensch und
Natur begriffen, sondern als eine Wech­
selbeziehung zwischen Menschen, wo­
bei die natürlichen Voraussetzungen des
Wirtschaftens im wesentlichen äußere
Rahmenbedingungen sind. Obwohl die
Ökonomie sich wesentlich als Wissen­
schaft von der Interdependenz versteht,
handelt es sich dabei fast ausnahmslos
um Interdependenzen innerhalb eines
von den stofflichen Bedingungen des
Wirtschaftens weitgehend abgetrennten
ökonomischen Prozesses; die Wechsel­
wirkung zwischen Mensch und Umwelt
wurde lange Zeit nicht systematisch er­
faßt.

Bei den verschiedenen ökonomischen
Denkrichtungen läßt sich - grob verein­
facht - letztlich dieselbe Grundvorstel­
lung von den Umweltbedingungen fin­
den: Die Erde erscheint im wesentlichen
als Lieferant praktisch unbegrenzt vor­
handener oder ständig erneuerbarer Res­
sourcen, die der Energiegewinnung und
der Produktion von Gütern zur Befriedi­
gung menschlicher Bedürfnisse dienen,
und als stofflicher Träger der Umweltme­
dien (Luft, Wasser, Boden) als letztend­
lich beliebig nutzbar. Natürlich waren den
Ökonomen verschiedenster Richtungen
physikalische Begrenzungen der Natur
nicht unbekannt, und deswegen finden
sich auch immer wieder kursorische Ver­
weise auf die Notwendigkeit der Siche­
rung natürlicher Lebensgrundlagen. Aber
systematisch sind solche Erkenntnisse in
den ökonomischen Theorien des 19. und
20. Jahrhunderts nicht behandelt worden.
Lediglich mit dem von Pigou (1920) ent­
wickelten Konzept der "Sozialkosten"
wurde das Problem des wirtschaftlichen
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Umgangs mit begrenzten natürlichen
Ressourcen wenigstens angesprochen.
Tatsächlich hat aber, wie Kapp (1979, S.
1ff.) betont, dieses Konzept in der Folge­
zeit nicht dazu gedient, das Interesse der
Ökonomen auf den enormen Umfang
dieser Problematik zu lenken; vielmehr
hielt man die Abweichung von sozialen
und privaten Erträgen nur für eine inter­
essante formale Ergänzung zu einem im
wesentlichen harmonischen Gleichge­
wichtszustand, der hauptsächlich durch
ein System freier Märkte von den Indivi­
duen bei der Verfolgung ihrer privaten In­
teressen erreicht werden könnte.
Vereinfacht kann man also sagen, daß­
trotz gelegentlicher Einsichten - die
Ökonomen verschiedenster Richtungen
die Natur als eine Art "Schatzkiste" be­
trachteten, deren sich die Individuen bei
der Verfolgung ihrer wirtschaftlichen In­
teressen nach Belieben bedienen kön­
nen.
Festzuhalten ist also: Lange Zeit wurde
Interdependenz nur zwischen Individuen
und/oder Organisationen betrachtet,
während der Wechselbezug von Reich­
tumserzeugung durch Güterproduktion
und Reichtumsverlust durch Zerstörung
von Lebensgrundlagen weitgehend aus­
geblendet blieb und jedenfalls nicht sy­
stematisch erfaßt wurde.
Anschaulich zeigt sich diese Ausblen­
dung der natürlichen Lebensgrundlagen
bei der Bewertung ökonomischer Tätig­
keiten mit Hilfe eines zusammengefaßten
Güter- und Leistungsmaßes, etwa des
Bruttosozialproduktes: Die Steigerung
des Wertes der materiellen Produktion
einschließlich bestimmter Dienstleistun­
gen erscheint - trotz unterschiedlicher
Meßkonzeptionen besonders im Ver­
gleich von Neoklassik und Keynesianis­
mus einerseits und Marxismus anderer­
seits - als eigentliches wirtschaftspoliti­
sches Problem. Den unwiderruflichen
Verbrauch erschöpfbarer Ressourcen
schlägt sich darin ebenso als Reichtums­
gewinn nieder wie die aufwendige, immer
nur begrenzt mögliche nachträgliche Kor­
rektur von Umweltschäden. Die Zerstö­
rung von Gebrauchswerten, wie der Ab­
bruch durchaus sanierungsfähiger Ge­
bäude, wird dabei ebenso positiv bewer­
tet wie die Verbauung schöner Land­
schaften durch monotone Siedlungen.
Auf all solche tatsächlichen "Reichtums­
verluste" reagiert die Sozialprodukts­
rechnung entweder nicht oder sogar mit
falschem Vorzeichen; und selbst in den
Fällen, in denen sie tatsächlich eine Ein­
buße feststellt, geschieht dies häufig zu
spät und zu unvollständig, etwa dann,
wenn riesige Freizeitzentren nicht im er­
hofften Umfang von Touristen genutzt
werden, weil diesen selbst der Anblick ei­
ner verschandelten Landschaft zuwider
ist, oder wenn in Belastungsgebieten aus
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akutem Anlaß die Produktion gedrosselt
werden muß, um die Schadstoffemission
zu begrenzen.
Im real existierenden Sozialismus stoßen
wir auf ähnliche Probleme: Die kurzfristi­
ge Steigerung der materiellen Produktion
unter Inkaufnahme langfristiger Schäden
ist systematisch in der PlanersteIlung und
der Planerfüllung angelegt. Zum einen
sind viele langfristige Effekte heutiger
ökonomischer Aktivitäten den Planem gar
nicht (hinreichend) bekannt, und selbst
dort, wo sie über dieses Wissen verfü­
gen, hat die Beseitigung kurzfristigen
Mangels regelmäßig den Vorrang vor ei­
ner sinnvollen langfristigen Gestaltung
der Produktion. Dasselbe gilt auf der ein­
zelwirtschaftlichen Ebene: Der sozialisti­
sche Betrieb, der seinen Plan erfüllt, ver­
hält sich in Sachen Umwelt ganz ähnlich
wie sein gewinnmaximierender kapitalisti­
scher Zwilling: Er versucht, seine Plan­
auflagen mit möglichst geringem Auf­
wand zu erfüllen (oder, wegen der Prä­
mie, sogar überzuerfüllen), und dies kann
er zumindest leichter erreichen, wenn er
möglichst viel Rohstoff und Energie ein­
setzt und seine Produktion ohne allzu
große Rücksicht auf die damit verbunde­
ne Belastung der Umweltmedien und der
Bevölkerung ausdehnt. So wie privates
Gewinnstreben das kapitalistische Unter­
nehmen veranlaßt, Kosten auf die Allge­
meinheit und/oder künftige Generationen
abzuwälzen - man hat ja tatsächlich lan­
ge Zeit die Umwelt praktisch "zum Nullta­
rif" bezogen -, so hat der pIangesteuer­
te sozialistische Betrieb einen Anreiz, al­
les zu vermeiden, was ihn an einem ho­
hen Planerfüllungsgrad hindert, also etwa
aufwendige Umweltschutzmaßnahmen
oder ein sparsamer Umgang mit Rohstof­
fen und Energie. Auch "weiche Pläne",
deren Erfüllung in umweltschonender
Weise möglich wäre, verbürgen noch kei­
neswegs die Einhaltung des Umweltziels,
wenn man etwa den gewonnenen Frei­
raum lieber für verminderte Anstrengung
nutzt. Weitgehend unabhängig von den
Eigentumsverhältnissen und den Len­
kungsformen kommt es also bei der Ver­
folgung solcher Wachstumspolitiken zur
Divergenz zwischen einzeIwirtschaftli­
chen und sozialen Kosten der Produk­
tion, in der sich die Fehlerhaftigkeit der
verwendeten Zielgrößen (wie Gewinn,
Wachstumsrate, Planerfüllung) ausdrückt.
Die Fehlsteuerung der Wirtschaftspolitik
unter ökologischen Gesichtspunkten ist
daher systematisch in den ökonomischen
Theorien und Begriffen und den darauf
beruhenden wirtschaftspolitischen Stra­
tegien aller herrschenden Richtungen an­
gelegt.

Aspekte einer ökologischen
Wirtschaftspolitik

Die notwendige Umstellung auf eine öko-

logische Wirtschaftspolitik läßt sich ange­
sichts der eingetretenen Umweltschäden
nicht mehr länger verschieben. Bausteine
einer derartigen Wirtschaftspolitik könn­
ten sein:

• Die heutige Konzeption der Volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung (VGR),
deren zentrale Größe das Bruttoso­
zialprodukt (BSP) ist, weist erhebliche
Mängel auf. Sie erfaßt fastnur Aktivitä­
ten im formellen Sektor (Land- und
Forstwirtschaft, verarbeitende Indu­
strie und Handwerk sowie Dienstlei­
stungen und Staat). Die Leistungen
des informellen Sektors (u.a. Hausar­
beit, do-it-yourself-Aktivitäten, Gar­
tenarbeit, Nachbarschaftshilfe, ehren­
amtliche Tätigkeitenin kirchlichen, ka­
ritativen und anderen gemeinnützigen
Organisationen und Selbsthilfegrup­
pen) werden dagegen nicht oder nur
unzureichend in dem BSP berück­
sichtigt. Darüber hinaus sind auch die
quasi-erwerbswirtschaftlichen "Schat­
tenaktivitäten" wie Schwarzarbeit von
Berufstätigen und Arbeitslosen, Steu­
erhinterziehung, illegale Leiharbeit
und Nebentätigkeiten vielfältiger Art
nicht in der Sozialproduktsrechnung
enthalten.

Erst vor kurzem gab das Bundesbau­
ministerium bekannt, daß Material­
schäden an Bauten und Kulturdenk­
mälern in Höhe von rund 36 Milliarden
DM jährlich durch Verwitterung und
Abnutzung, insbesondere aber durch
Luftverunreinigungen entstehen. Aber
nicht nur diese materialbedingten Um­
weltschäden, sondern auch die aus
der Umwelt- und Naturzerstörung re­
sultierenden Gesundheits-, Fauna-,
Flora- und Ressourcenschäden wer­
den in der VGRnicht richtig ausgewie­
sen. Wie zuvor skizziert, werden sie ja
in aller Regel nicht negativ als Umwelt­
schäden verbucht, sondern positiv als
zusätzliche Kapital- und Arbeitsko­
sten. Eine ökologisch angepaßte Wirt­
schaftspolitik ist daher auf weiterge­
hende Informations- und Entschei­
dungsprojekte jenseits der VGRange­
wiesen, etwa auf das Öko-Sozialpro­
dukt, die ökologische Buchhaltung
und verschiedene soziale Indikatoren.

• Eine Verkürzung der im formellen
Sektor geleisteten Arbeitszeit ist ein
Grundelement ökologischer Arbeits­
politik. Arbeitszeitverkürzung führt
nicht nur zu einer Umverteilung der
vorhandenen Arbeitsmenge, sondern
reduziert auch die Verweildauer der
Arbeitenden an ihren (meist fremdbe­
stimmten) Arbeitsplätzen. Zudem
kann die gewonnene freie Zeit ander­
weitig, etwa für informelle Aktivitäten,
genutzt werden; diese Arbeiten kön­
nen für den einzelnen viel bedeutsa-
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mer sein und sein Selbstwertgefühl
stärken, das innerhalb der Erwerbs­
wirtschaft meist deformiert wird. Vor
allem werden sich infolge der verän­
derten Einstellung zur Arbeit die künf­
tigen Vorstellungen weniger an dem
"herrschenden 11 Arbeitszeitmodell
der lebenslangen VolIzeitbeschäfti­
gung als vielmehr an individuell not­
wendigen Arbeitszeiten orientieren,
die auf die jeweiligen Lebensbedürf­
nisse des einzelnen zugeschnitten
sind. Solche flexiblen Arbeitszeitfor­
derungen müssen aber noch arbeits­
rechtlich und tarifvertraglich abgesi­
chert werden, wie dies bei der kollekti­
ven Arbeitszeitverkürzung schon ge­
schehen ist.

• Eine ökologische Orientierung der for­
mellen Arbeit kann nicht ohne oder
gegen die Arbeitenden erfolgen, son­
dern nur mit ihnen. Deswegen sind
verbesserte Mitbestimmungsrechte,
etwa der Ausbau der §§ 90, 91 des
Betriebsverfassungsgesetzes zur
menschengerechten Gestaltung der
Arbeit sinnvoll, um den Anbau schädli­
cher und gefährdender Arbeitsbedin­
gungen rascher als bisher voranzu­
treiben. Der Ausbau bestehender Re­
gelungen greift allerdings nicht direkt
in die Verfügungsgewalt der Unter­
nehmen über Qualität und Quantität
der hergestellten Produkte sowie der
angewandten Technologie und der Ar­
beitsorganisation ein. Die Überwin­
dung solcher Barrieren kann nur
schrittweise erfolgen:

- Einerseits bedarf es der Sensibili­
sierung der Arbeitenden für die Art
ihrer Produkte. Hier sind gerades
die Anstrengungen zur Rüstungs­
konversion und Umstrukturierung
von Krisenbranchen von Interes­
se.

- Andererseits bedarf die Sensibili­
sierung der Arbeitenden und ihrer
Beteiligung an bisher den Unter­
nehmen vorbehaltenen Entschei­
dungen auch entsprechender ge­
setzlicher Absicherungen, die ei­
nen neuen Anreiz bieten, sich ak­
tiv in das Betriebsgeschehen ein­
zumischen. Zu überlegen wäre et­
wa, ob nicht versucht werden soll­
te, die Mitbestimmung am Arbeits­
platz auszuweiten.

• Eine andere Möglichkeit, sich Verfü­
gungsrechte ohne Auseinanderset­
zung mit der Kapitaleignerseite zu
verschaffen, ist der Aufbau eigener
Unternehmen: Dieser Weg wurde ge­
rade in den letzten Jahren verstärkt
eingeschlagen, indem alternative Be­
triebe und Projekte gegründet wur­
den, die sich bewußt von herkömmli-
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chen Unternehmen unterscheiden
(wollen), und zwar durch kollektive Ei­
gentumsform, Aufhebung der Arbeits­
teilung und Selbstverwaltung. Vor al­
lem kurz- und mittelfristig könnten die
Alternativbetriebe eine Mittlerfunktion
zwischen formellem und informellem
Sektor übernehmen, indem sie die
Herstellung und den Vertrieb sozial
nützlicher Güter vorantreiben. Eine
staatliche Subventionierung solcher
Projekte läßt sich etwa damit begrün­
den, daß im Gegensatz zu Unterneh­
men des formellen Sektors, die ihre
Subventionen oftmals zum Abbau von
Arbeitsplätzen einsetzen, bei Alterna­
tivbetrieben in den vergangenen Jah­
ren immer noch Arbeitsplätze ge­
schaffen wurden und werden (vgl.
hierzu auch Teichert 1985).

• Generell muß das Verursacherprinzip
mehr als bisher an die Stelle des Ge­
meinlastprinzips für die Beseitigung
und Vermeidung von Umweltschäden
treten. Wichtig ist dabei, daß der bis­
her dominierende ideologische Streit
um die Wahl des optimalen Instru­
ments ersetzt wird durch den Einsatz
der für den jeweiligen Komplex am
besten geeigneten Instrumente. Bei
großräumiger Verteilung der Schad­
stoffbelastung empfehlen sich kurzfri­
stig Abgabelösungen, während flexi­
ble Kompensationslösungen in Bal­
lungsgebieten nützlich sein können.
Auch Änderungen der Haftungsregel
- die Beweislastumkehr vom Schädi­
ger zum potentiellen Verursacher­
können durchaus zu positiven Ver­
meidungswirkungen führen.

Diese knappe Skizze einer neuen ökolo­
gischen Wirtschaftspolitik ist natürlich kei-
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neswegs vollständig. Es handelt sich nur
um erste Hinweise für einen veränderten
Umgang der Menschen mit ihren natürli­
chen Lebensbedingungen, Doch für wei­
terführende Überlegungen und für eine
anregende Diskussion über diese Grund­
fragen dürften sie sicherlich nützlich sein.
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